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Die Leiter der Dienststellen der Staatsanwaltschaft haben 
alle Eingaben gewissenhaft und fristgemäß zu bearbeiten. Es 
entspricht unseren Erfahrungen, daß in der Regel vier Wo­
chen nach Eingang bzw. Bekanntwerden ausreichen, um Ein­
gaben in der gehörigen Qualität zu bearbeiten, zu entscheiden 
und den Bürger zu informieren. Erfordern im Ausnahmefall 
eine komplizierte Sachlage oder andere Umstände eine län­
gere Bearbeitungszeit, so ist dem Einsender ein begründeter 
Zwischenbescheid mit dem zu erwartenden Entscheidungster­
min zukommen zu lassen.

Das wichtigste ist und bleibt, die Menschen, die sich ver­
trauensvoll an den Staatsanwalt wenden, in ihrem Gefühl 
der Geborgenheit, des guten Aufgehobenseins in unserer so­
zialistischen Gesellschaft zu bestärken. Das verlangt immer 
bürgernahe Arbeit. Eingaben sind und bleiben eine wichtige 
Form der Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung und 
Planung. In unserem Verhalten zu den Eingaben drückt sich 
unser Verhältnis zu den Bedürfnissen der Menschen in un­
serem Lande aus. Eine gute Arbeit mit den Eingaben wird in 
hohem Maße zur Festigung des Vertrauensverhältnisses der 
Bürger zu ihrem sozialistischen Staat beitragen. Eine mangel­
hafte Bearbeitung hingegen kann zu umgekehrten Ergebnis­
sen führen. Der vom XI. Parteitag der SED geprägte Stand­
punkt, daß politisch verantwortungslos handelt, wer sich 
gegenüber den Anliegen der Menschen gleichgültig verhält5 6, 
hat auch hierbei volle Gültigkeit.

Unsere langjährigen Erfahrungen besagen, daß die Bür­
ger, die sich an uns wenden, dies in der Regel aus Vertrauen 
tun und Hilfe von uns erwarten. Wenn ihre Wünsche gerecht­
fertigt und realisierbar sind, ist es unsere Pflicht, für ihre 
Erfüllung zu sorgen. Können Anliegen nicht verwirklicht 
werden, so haben wir die Gründe taktvoll und verständlich 
zu erläutern. Das entspricht vollauf den Empfehlungen des 
Staatsrates zur Arbeit der örtlichen Volksvertretungen mit 
den Eingaben der Bürger vom 4. März 1985.® Dabei geht es 
nicht zuletzt auch um eine eindeutige, unmißverständliche 
und einfühlsame Entscheidungsbegründung. Unklare und wi­
dersprüchliche Bescheide werden von den Einsendern mit 
Recht nicht akzeptiert und fordern zu weiteren Beschwerden 
heraus.

Eingaben für die Festigung der Gesetzlichkeit nutzen

Von nicht geringer Bedeutung ist schließlich die Bearbeitung 
von Eingaben an die Staatsanwaltschaft, die Entscheidungen 
und Maßnahmen anderer Organe, Einrichtungen, Betriebe 
und Genossenschaften zum Gegenstand haben. Diese Einga­
ben berühren meistens ein weites Spektrum unterschiedlicher 
Einzelfragen und -Probleme vor allem arbeite-, verwaltungs-, 
zivil- und familienrechtlicher Natur. Mit einer Reihe Einga­
ben wird auf Probleme der Gewährleistung von Ordnung, 
Disziplin, Sicherheit und Gesetzlichkeit in Wohngebieten auf­
merksam gemacht. Hierbei verbindet sich von der Motivation 
her in der Regel fein merklich gewachsenes Engagement der 
Bürger für diese Anliegen mit persönlichem Unmut, z. B. we­
gen Ruhestörungen und Belästigungen durch kriminell Ge­
fährdete, Alkoholiker und andere undisziplinierte Personen 
oder wegen Lärm- und Schmutzbelästigungen sowie Beein­
trächtigungen durch Tierhalter.

Die infolge solcher Eingaben vorgenommenen staatsanwalt- 
schaftlichen Nachprüfungen erweisen sich nach wie vor als 
eine wichtige Garantie der sozialistischen Gesetzlichkeit. 
Auch hierbei sind strenge Objektivität und Gewissenhaftig­
keit am Platz. Erforderlichenfalls sind die Mittel und Maß­
nahmen der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht voll auszu­
schöpfen, insbesondere sind Verlangen gemäß § 30 St AG, vom 
Auskünfte- bis zum Untersuchungsverlangen, anzuwenden. 
Es müssen alle Möglichkeiten genutzt werden, um nachhaltig 
auf die Festigung und Entwicklung des Rechtsbewußtseins 
und der Gesetzlichkeit in den jeweiligen Verantwortungsbe­
reichen hinzuwirken. Das geschieht z. B. durch Überprüfun­
gen an Ort und Stelle unter Mitwirkung dfer Werktätigen, in 
enger Zusammenarbeit mit Partei- und Gewerkschaftsleitun­
gen der Betriebe und Einrichtungen sowie erforderlichenfalls 
auch durch gezielte Informationen an übergeordnete staatli­
che bzw. wirtschaftsleitende Organe oder an örtliche Staats­
organe und an Kontrollorgane.

Jfede Eingabe muß gründlich und sorgfältig geprüft wer­
den. In einem Fall ist es z. B. vorgekommen, daß gegen einen 
Bürger im Zusammenhang mit seinem Bauvorhaben durch 
das örtliche Staatsorgan rechtswidrig Zwangsgeld angedroht 
und festgesetzt wurde. Der Bürgermeister und der Vorsit­
zende des Rates des Kreises hatten Beschwerden hiergegen 
zurückgewiesen. Der Staatsanwalt, an den sich der Bürger

daraufhin mit einer Eingabe wandte, verkannte ebenfalls die 
Problematik, weil er sich nicht gründlich genug mit der 
Rechtslage vertraut gemacht hatte. Der danach mit der Sache 
befaßte übergeordnete Staatsanwalt sorgte dann zwar dafür, 
daß die Gesetzlichkeit wieder hergestellt wurde. Aber seit 
der falschen Entscheidung war inzwischen ein Jahr ins Land 
gezogen. Ein solange schwebender Konflikt zwischen dem 
Bürger und dem örtlichen Staatsorgan stört das Vertrauens­
verhältnis.

Deshalb gilt es, jederzeit die Mahnung des XI. Parteitages 
der SED zu beherzigen: „Manche Eingabe an die zentralen 
Partei- und Staatsorgane wäre bei sorgfältiger Prüfung und 
verantwortungsbewußter Klärung an Ort und Stelle schnell 
und unbürokratisch bereits auf örtlicher Ebene zu regeln ge­
wesen.“7

Im Verlauf der Eingabenbearbeitung ist ständig zu prü­
fen, welche Aktivitäten die Staatsanwaltschaft auf allen Ebe­
nen über den Einzelfall hinaus zu entwickeln hat, um gene­
relle Konsequenzen zur Qualifizierung der staatlichen Lei­
tungstätigkeit in die Wege zu leiten. Richtig verfahren z. B. 
diejenigen Bezirksstaatsanwälte, die den Vorsitzenden des 
Rates des Bezirks regelmäßig auf wiederkehrende Probleme 
und Mängel — meistens arbeitsrechtlicher, bau-, boden- und 
nutzungsrechtlicher Natur — aufmerksam machen und dem­
entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeiter 
der Staatsorgane anregen.

Wechselverhältnis zwischen Öffentlichkeitsarbeit 
und Eingabenbearbeitung

Für die gesellschaftliche Wirksamkeit der Staatsanwaltschaft 
ist es von wesentlichem Gewicht, daß ein enges Wechselvfer- 
hältnis zwischen Eingabenbearbeitung und Öffentlichkeits­
arbeit gewährleistet wird. Nicht wenige Eingaben resultieren 
aus denjenigen Formen der Öffentlichkeitsarbeit, die den 
Bürgern dife Möglichkeit geben, sich öffentlich direkt an den 
Staatsanwalt zu wenden. Das sind z. B. die über die Massen­
medien angekündigten oder mit diesen gemeinsam durchge­
führten öffentlichen Rechtsberatungen, wie sie in manchen 
Bezirken seit Jahren zusammen mit regionalen Presse- und 
Rundfunkeinrichtungen üblich sind. Nach jeder Folge unserer 
Fernsehsendereihe „Der Staatsanwalt hat das Wort“ wenden 
sich Bürger über das Fernsehen der DDR oder direkt an den 
Staatsanwalt mit Anfragen, Meinungsäußerungen und 
Rechtsauskunftsersuchen.

Auch die rechtspublizistische Arbeit der Staatsanwälte 
regt die Bürger zu Eingaben an. Dabei reicht die Skala der 
die Bürger bewegenden Probleme vom konkreten Strafver­
fahren über das Arbeits-, Zivil- und Familienrecht bis hin 
zur gesamten Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die Auseinan­
dersetzung über die aufgeworfenen Fragen und Probleme er­
weist sich für beide Seiten als nützlich und fruchtbar. Mehr­
fach schon griffen die Gestalter unserer Fernsehsendereihe 
von Bürgern geschilderte Konflikte auf und machten sie zum 
Gegenstand einer Sendefolge. Auch aus anderer rechtspubli­
zistischer Tätigkeit der Staatsanwälte mit zentralen, bezirk­
lichen und betrieblichen Publikationsorganen (Illustrierte, 
Tageszeitungen, Rundfunk) resultieren nicht wenige Einga­
ben. Zum Teil sind sie in Begehren nach Rechtsauskunft ge­
kleidet.

Aus der Eingabenbearbeitung ergibt sich andererseits 
häufig die Möglichkeit, aber auch die Notwendigkeit zur Öf­
fentlichkeitsarbeit, insbesondere wenn es sich um Eingaben 
handelt, die der Staatsanwaltschaft über die Massenmedien 
zugeleitet werden. Hier ist der Staatsanwalt oft mit Fällen 
befaßt, wo nach der Klärung eine öffentliche Beantwortung 
erfolgen muß. Dabei kommen vor allem auch Ergebnisse der 
Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht zum Tragen. Die plan­
mäßige Arbeit mit den Eingaben ist überhaupt eine ergiebige 
Quelle für die Beantwortung von Rechtsfragen der Bürger in 
Massenmedien. Es darf allerdings nicht außer acht gelassen 
werden, daß das Schwergewicht staatsanwaltschaftlicher Öf­
fentlichkeitsarbeit nicht in allgemeiner Rechtspropaganda be­
stehen kann, sondern in der konkreten Auseinandersetzung 
mit rechtswidrigen Haltungen an Ort und Stelle, vor allem in 
Arbeits- und Leitungskollektiven, und im Zusammenhang 
mit der Kontrolle über die Beseitigung gerügter Zustände.
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